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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

   

 

1. UrhG: Haftung des Betreibers einer Video-Sharing-Plattform  

Urteil vom 02.06.2022, Az: I ZR 140/15  

2. UrhG: Öffentliche Wiedergabe auf Sharehosting-Plattform 

Urteil vom 02.06.2022, Az: I ZR 53/17  

3. BGB: Vermessung in der Wohnung des Nachbarn 

Versaeumnisurteil vom 20.05.2022, Az: V ZR 199/21  

4. InsO: Zahlungen auf Grundlage eines schlüssigen Sanierungskonzepts 

Urteil vom 23.06.2022, Az: IX ZR 75/21  

5. FluggastrechteVO: Einheitliche Buchung von zwei Teilflügen  

Urteil vom 12.04.2022, Az: X ZR 101/20  

6. BGB: Betreuung bei Vorsorgevollmacht 

Beschluss vom 22.06.2022, Az: XII ZB 544/21  

   

 

Urteile und Beschlüsse: 

  

1. UrhG: Haftung des Betreibers einer Video-Sharing-Plattform  

Urteil vom 02.06.2022, Az: I ZR 140/15 

a) Ergreift der Betreiber einer Video-Sharing-Plattform, der weiß oder wissen müsste, 

dass Nutzer über seine Plattform im Allgemeinen geschützte Inhalte rechtswidrig öf-

fentlich zugänglich machen, nicht die geeigneten technischen Maßnahmen, die von ei-

nem die übliche Sorgfalt beachtenden Wirtschaftsteilnehmer in seiner Situation erwar-

tet werden können, um Urheberrechtsverletzungen auf dieser Plattform glaubwürdig 

und wirksam zu bekämpfen, so nimmt er selbst eine öffentliche Wiedergabe der von 

Nutzern hochgeladenen rechtsverletzenden Inhalte im Sinne von § 15 Abs. 2 Satz 1 

und 2 Nr. 2, §§ 19a, 78 Abs. 1 Nr. 1, § 85 Abs. 1 Satz 1 Fall 3 UrhG in Verbindung 

mit Art. 3 Abs. 1 und 2 Buchst. a und b der Richtlinie 2001/29/EG vor. Lediglich reak-

tive technische Maßnahmen, die Rechtsinhabern das Auffinden von bereits hochgela-

denen rechtsverletzenden Inhalten oder die Erteilung von darauf bezogenen Hinweisen 

an den Plattformbetreiber erleichtern, genügen für die Einstufung als Maßnahmen zur 

glaubwürdigen und wirksamen Bekämpfung von Urheberrechtsverletzungen nicht (im 

Anschluss an EuGH, Urteil vom 22. Juni 2021 - C-682/18 und C-683/18, GRUR 2021, 

1054 Rn. 84 = WRP 2021, 1019 - YouTube und Cyando). 
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b) Die Synchronisation im Sinne der Verbindung eines Tonträgers mit Bildern stellt 

eine eigenständige Nutzungsart dar, die Gegenstand einer gesonderten Rechtseinräu-

mung sein kann. 

 

c) Ein Bereicherungsanspruch nach § 812 Abs. 1 Satz 1 Fall 2 BGB wegen Eingriffs in 

ein nach dem Urheberrechtsgesetz geschütztes Recht setzt die Unmittelbarkeit der 

Vermögensverschiebung im Verhältnis zwischen Urheberrechtsinhaber und An-

spruchsgegner voraus. Daran fehlt es, wenn bei einer Muttergesellschaft Vorteile ab-

geschöpft werden sollen, die im Geschäftsbetrieb ihrer Tochtergesellschaft entstanden 

sind. 

 

d) Der Auskunftsanspruch gemäß § 101 Abs. 3 UrhG schließt die Auskunft über die 

Bankdaten der Nutzer der Dienstleistungen nicht ein (Fortführung von BGH, Urteil 

vom 10. Dezember 2020 - I ZR 153/17, GRUR 2021, 470 = WRP 2021, 201 - Y-

ouTube-Drittauskunft II). 

  
 

  

 

 

2. UrhG: Öffentliche Wiedergabe auf Sharehosting-Plattform 

Urteil vom 02.06.2022, Az: I ZR 53/17 

Der Betreiber einer Sharehosting-Plattform, der allgemeine Kenntnis von der Verfüg-

barkeit von Nutzern hochgeladener rechtsverletzender Inhalte hat oder haben müsste, 

nimmt selbst eine öffentliche Wiedergabe dieser Inhalte im Sinne von § 15 Abs. 2 Satz 

1 und 2 Nr. 2 , § 19a UrhG in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2001/29/EG 

vor, wenn er ein solches Verhalten seiner Nutzer dadurch wissentlich fördert, dass er 

ein Geschäftsmodell gewählt hat, das die Nutzer seiner Plattform dazu anregt, ge-

schützte Inhalte auf dieser Plattform rechtswidrig öffentlich zugänglich zu machen (im 

Anschluss an EuGH, Urteil vom 22. Juni 2021 - C-682/18 und C-683/18, GRUR 2021, 

1054 [BGH 23.02.2021 - X ZB 1/18] [juris Rn. 84] = WRP 2021, 1019 - YouTube und 

Cyando). 
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3. BGB: Vermessung in der Wohnung des Nachbarn 

Versaeumnisurteil vom 20.05.2022, Az: V ZR 199/21 

BGB § 919 Abs. 1 

Die in § 919 Abs. 1 BGB geregelte Mitwirkungspflicht des Nachbarn bei der Abmar-

kung setzt voraus, dass der Grenzverlauf festgestellt ist. 

BGB § 242 D; GeoVermG M-V § 25 Abs. 1 Satz 3 

Aus dem nachbarlichen Gemeinschaftsverhältnis kann sich ein Anspruch des Grund-

stückseigentümers auf Duldung einer für die Grenzfeststellung erforderlichen Vermes-

sung in der Wohnung des Nachbarn ergeben; der Umstand, dass Wohnungen für die 

amtliche Vermessung nach den Bestimmungen des einschlägigen Landesvermessungs-

gesetzes nur mit Einwilligung des Wohnungsinhabers betreten werden dürfen, schließt 

dies nicht aus. 

  
 

  

 

4. InsO: Zahlungen auf Grundlage eines schlüssigen Sanierungskonzepts 

Urteil vom 23.06.2022, Az: IX ZR 75/21 

a) Erhält der Gläubiger Zahlungen auf der Grundlage eines schlüssigen Sanierungs-

konzepts, genügt es zur Widerlegung der Vermutung der Kenntnis des Gläubigerbe-

nachteiligungsvorsatzes des Schuldners, wenn der Anfechtungsgegner konkrete Um-

stände darlegt und beweist, die es naheliegend erscheinen lassen, dass ihm dieser im 

Hinblick auf den Sanierungsversuch unbekannt geblieben ist. 

 

b) Der Anfechtungsgegner darf grundsätzlich auf schlüssige Angaben des Schuldners 

oder des von ihm beauftragten Sanierungsberaters zum Sanierungskonzept vertrauen. 

Er ist nicht verpflichtet, die laufende Umsetzung des Konzepts zu überprüfen. Der 

Vertrauensschutz entfällt nur, wenn er erhebliche Anhaltspunkte dafür hat, dass er ge-

täuscht werden soll oder dass das Sanierungskonzept keine Aussicht auf Erfolg hat o-

der gescheitert ist. 

  
 

  

 

5. FluggastrechteVO: Einheitliche Buchung von zwei Teilflügen  

Urteil vom 12.04.2022, Az: X ZR 101/20 

a) Bei einem auf einer einheitlichen Buchung beruhenden Flug, der aus zwei Teilflü-

gen besteht, ist ein Unternehmen, das die Buchung erteilt und die Durchführung des 

zweiten Teilflugs übernommen hat, als ausführendes Unternehmen bezüglich des ge-

samten Flugs anzusehen. Dies gilt auch dann, wenn die Fluggäste den zweiten Teilflug 

wegen Verspätung des ersten Teilflugs nicht erreicht haben (Anschluss an EuGH, Be-

schluss vom 12. November 2020 - C-367/20 , RRa 2021, 125 Rn. 22 f. - KLM). 
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b) In diesem Zusammenhang ist unerheblich, ob die einzelnen Teilflüge für sich gese-

hen in den Anwendungsbereich der Fluggastrechteverordnung fallen (Anschluss an 

EuGH, Urteil vom 24. Februar 2022 - C-451/20 , Rn. 22 ff. - Austrian Airlines). 

  
 

  

 

6. BGB: Betreuung bei Vorsorgevollmacht 

Beschluss vom 22.06.2022, Az: XII ZB 544/21 

a) Zur Erforderlichkeit einer Betreuung bei Vorliegen einer Vorsorgevollmacht. 

 

b) Erhebt ein Verfahrensbeteiligter Einwendungen gegen das Gutachten eines gericht-

lichen Sachverständigen, hat der Tatrichter diese zu berücksichtigen. Wird in einem 

Betreuungsverfahren ein Privatgutachten vorgelegt, ist das Gericht verpflichtet, sich 

mit diesem zu befassen und auf die weitere Aufklärung des Sachverhalts hinzuwirken, 

wenn sich aus dem Privatgutachten ein Widerspruch zum Gerichtsgutachten ergeben 

kann. Insbesondere hat er zu begründen, warum er einem von ihnen den Vorzug gibt 

(im Anschluss an Senatsbeschluss vom 29. April 2020 - XII ZB 242/19 - FamRZ 

2020, 1300). 

 

c) Zur Erforderlichkeit eines Einwilligungsvorbehalts im Bereich der Vermögens-

sorge. 

  
 

  

 
 

 

 


